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Gesetzentwürfe, die im November 
2017 in die Werchowna Rada der Ukra-
ine eingebracht wurden 
  
Erstellung einer einheitlichen Datenbank für 
Grundstücke 
Gesetzentwurf „Über Änderungen einiger Gesetze der 
Ukraine über die Stärkung der Transparenz bei der 
staatlichen Registrierung von Bodeneigentumsrech-
ten“ Nr. 7265 vom 07.11.2017, zur Beratung in der 
Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von W.W. 
Karpuntsow (Partei „Block Petro Poroschenko“)). 
Mit dem Gesetzentwurf wird vorgeschlagen, ein ein-
heitliches Registrierungssystem für Grundstücke und 
Eigentumsrechte auf Grundlage des Staatlichen 
Landkatasters zu erstellen. 
Derzeit erfolgt die Registrierung von Grundstücken 
und Eigentumsrechten in zwei verschiedenen Syste-
men: im System des Staatlichen Landkatasters und 
im System des staatlichen Registers der Grundrechte 
für Immobilien. 
 
Schriftliche Zustimmung des Verpächters bei 
Unterverpachtung 
Gesetzentwurf „Über Änderungen einiger Gesetze der 
Ukraine (über die Unterpachtung von Grundstücken)“ 
Nr. 7290 vom 14.11.2017, zur Beratung in der 
Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von O.S. 
Barna (Partei „Block Petro Poroschenko“)). 
Die wichtigsten Neuerungen des Gesetzentwurfes 
sind: 
• Schriftliche Zustimmung des Verpächters zur Un-

terverpachtung eines Grundstücks oder dessen 
Anteils. Die Zustimmung muss am Grundstücksort 
notariell beglaubigt werden. 

• Schriftliche Zustimmung des Verpächters zur Un-
terverpachtung von landwirtschaftlichen Flächen.  

• Staatliche Registrierung von Unterverpachtungs-
verträgen am Ort des jeweiligen Grundstücks. 

 
Fristverlängerung beim Bodenmoratorium 
Gesetzentwurf „Über Änderungen des Abschnitts X 
"Übergangsbestimmungen" des Bodengesetzes der 
Ukraine über die Fristverlängerung für das Bodenmo-
ratorium“ Nr.7350 vom 30.11.2017, zur Beratung in 
der Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von 

S.P. Labasjuk, W.M. Dawydenko u.a. (Parteien „Wolja 
Narodu“, „Block Petro Poroschenko“, „Radikale Patei 
Oleh Ljaschko“, „Widrodshennja“)).   
Mit dem Gesetzentwurf wird die Laufzeit des Boden-
moratoriums für landwirtschaftliche Flächen um ein 
Jahr, bis zum 01.01.2019, verlängert.  
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Die Serie „Aktuelle Agrargesetzgebung in der Ukraine“ 
gibt einen Überblick über Gesetze und Gesetzentwürfe 
der Werchowna Rada http://iportal.rada.gov.ua/, die 
von Bedeutung für die nachhaltige Entwicklung des 
Agrarsektors (insbesondere Landwirtschaft und Ernäh-
rungsindustrie) sind.  
Diesbezügliche Informationen können nicht als eine 
Rechtsberatung betrachtet werden.  
Die Artikel werden folgendermaßen unterteilt: 
• „Gesetze und andere Rechtsakte, die im analysierten 

Zeitraum verabschiedet wurden bzw. in Kraft getre-
ten sind“: Gesetze, die in der Werchowna Rada ver-
abschiedet und vom Präsidenten unterzeichnet wur-
den, einschließlich der Verordnungen des Ministerka-
binetts, auch wenn die Gesetze evtl. erst zu einem 
späteren Zeitpunkt in Kraft treten. 

• „Gesetzentwürfe von besonderer Bedeutung, die im 
analysierten Zeitraum weiter gesetzgeberisch bear-
beitet wurden“: Gesetzentwürfe, die durch die 
Werchowna Rada in Lesungen gesetzgeberisch bear-
beitet, aber nicht verabschiedet (d.h. im Normalfall 
an einen Ausschuss zur Bearbeitung übergeben) 
wurden. 

• „Gesetzentwürfe, die in die Werchowna Rada im ana-
lysierten Zeitraum eingebracht wurden“: Gesetzent-
würfe, die in der Werchowna Rada neu eingetragen 
und registriert wurden (bzw. danach ohne Lesung an 
einen Ausschuss übergeben wurden). 


